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2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt (Oder) vom
11. September 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beteiligten haben einander
auÃ�ergerichtliche Kosten auch des Berufungsverfahrens nicht zu erstatten. Die
Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt EntschÃ¤digung fÃ¼r eine infolge seines Dienstes von Mai
1952 bis November 1955 bei der Kasernierten Volkspolizei (KVP) erlittene
HÃ¶rschÃ¤digung.

Der im â�¦ 1934 geborene KlÃ¤ger absolvierte von September 1949 bis Oktober
1949 und von Februar 1950 bis Mai 1952 eine Ausbildung als Steinsetzer bzw.
Schlosser. Vom 15. Mai 1952 bis 30. November 1955 gehÃ¶rte er der KVP an. Er war
dort zuletzt im Range eines Feldwebels als Leiter der B-Technischen Werkstatt
eingesetzt. Danach arbeitete er als Schlosser (November 1955 bis Februar 1956),
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Gleisarbeiter (Februar 1956 bis MÃ¤rz 1956), Decksmann (April 1956 bis Mai 1956),
E-Lok-Fahrer und KL-Fahrer (Mai 1956 bis MÃ¤rz 1960), FDJ-SekretÃ¤r (April 1960
bis August 1960) und Lehrausbilder (September 1960 bis August 1961).
AnschlieÃ�end siedelte er von der DDR in die Bundesrepublik Deutschland Ã¼ber.
Im Februar 1964 verzog er in die Schweiz. Dort arbeitete er als Mechaniker (Februar
1964 bis Juni 1965) und Konstruktionsschlosser (Juni 1965 bis Juni 1968), bevor er
seinen Wohnsitz in die SÃ¼dafrikanische Republik verlegte.

Mit Bescheid vom 02. April 1998 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
06. Juli 1998 stellte die Wehrbereichsverwaltung VII die Zeit vom 15. Februar 1955
bis 30. November 1955 unter BerÃ¼cksichtigung des tatsÃ¤chlichen
Arbeitsentgeltes, das den Betrag von 600,- DM monatlich nicht erreichte, als Zeit
der ZugehÃ¶rigkeit zum Sonderversorgungssystem der Nationalen Volksarmee
(NVA) fest: Vom 15. Februar 1952 bis 14. Februar 1955 seien BeitrÃ¤ge zur
Sozialpflichtversicherung, nicht jedoch zu einem Sonderversorgungssystem
einbehalten worden. Erst der Zeitraum ab Beginn des 37. Dienstmonats (15.
Februar 1955) gelte als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zu einem
Sonderversorgungssystem.

Im Mai 1999 beantragte der KlÃ¤ger bei der Wehrbereichsverwaltung VII Leistungen
wegen schwerster GehÃ¶rschÃ¤den (Kopfschmerzen und stÃ¤ndiges Ohrenpfeifen),
die er durch das AnschieÃ�en von Waffen wÃ¤hrend seiner Dienstzeit bei der KVP
erlitten habe. Dies sei von ihm nach einem in der Schweiz erlittenen Unfall
festgestellt worden, weswegen er in Z. und 1965 im UniversitÃ¤tsklinikum T.
behandelt worden sei. WÃ¤hrend seiner Dienstzeit habe er ca. 100.000 SchÃ¼sse
abgegeben oder habe mit seinem Werkstatttisch 8 bis 10 m hinter der Feuerlinie
gestanden, um die Waffen zu korrigieren. SpÃ¤ter sei er auch fÃ¼r die Korrektur
aller Panzerabwehrkanonen verantwortlich gewesen. Zum Schutz habe er nur
nasses Papier in den Ohren gehabt. Nach seiner Dienstzeit sei das Ohrenpfeifen
immer vorhanden gewesen. Seit 1978 werde er jedes Jahr in SÃ¼dafrika untersucht,
wobei die SchÃ¤digung immer festgestellt worden sei. Die in der Schweiz
gefertigten Ã¤rztlichen Unterlagen seien vernichtet worden. Der KlÃ¤ger legte den
Bericht des Arztes M. vom 07. Juni 1999 nebst Sprach- bzw. Ton-Audiogrammen von
Januar 1995 und Juni 1999 vor.

Die Beklagte holte die Auskunft des Instituts fÃ¼r Wehrmedizinalstatistik und
Berichtswesen vom 11. August 1999 ein. Danach sind in diesem Institut keine
medizinischen Unterlagen Ã¼ber den KlÃ¤ger archiviert.

Mit Bescheid vom 09. September 1999 lehnte die Wehrbereichsverwaltung VII den
Antrag auf Versorgungsleistung ab: Es sei nicht eindeutig bzw. zweifelsfrei
bewiesen, dass eine mit der DienstausÃ¼bung im ursÃ¤chlichen Zusammenhang
stehende GesundheitsschÃ¤digung als DienstbeschÃ¤digung vorliege.

Mit dem dagegen eingelegten Widerspruch machte der KlÃ¤ger geltend, er
verfÃ¼ge Ã¼ber keine anderen Ã¤rztlichen Unterlagen, da die StÃ¤rke der
SchÃ¤den erst spÃ¤ter bekannt geworden sei. Erst 1964 sei ihm bewusst geworden,
dass die SchÃ¤den durch den Dienst verursacht worden seien.
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Mit Widerspruchsbescheid vom 12. November 1999 wies die
Wehrbereichsverwaltung VII den Widerspruch unter ZurÃ¼cknahme des Bescheides
vom 09. September 1999 zurÃ¼ck: Sie sei sachlich nicht zustÃ¤ndig. Nach der am
01. Juli 1954 in Kraft gesetzten Versorgungsordnung des Ministeriums des Innern
(VSO-MdI), die auch fÃ¼r die KVP anzuwenden gewesen sei, habe bei einem
Ausscheiden aus dem Dienst vor Erreichen des Rentenalters die soziale Betreuung
durch die Sozialversicherung zu erfolgen gehabt. FÃ¼r den geltend gemachten
Anspruch sei mithin die BundesausfÃ¼hrungsbehÃ¶rde fÃ¼r Unfallversicherung
zustÃ¤ndig.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 13. Dezember 1999 beim Sozialgericht Frankfurt
(Oder) Klage erhoben und sein Begehren weiter verfolgt.

Er ist allerdings nunmehr der Ansicht gewesen, dass er weder gegen die Beklagte
AnsprÃ¼che auf DienstbeschÃ¤digung noch solche nach dem
Bundesversorgungsgesetz (BVG) habe. Vielmehr sei die Beigeladene zustÃ¤ndig.
Rechtsgrundlage sei das Fremdrentengesetz (FRG), denn der KlÃ¤ger habe bereits
1961 seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in das Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland (Gebietsstand vor dem 03. Oktober 1990) verlegt. Dies folge aus den
Urteilen des Bundessozialgerichts (BSG) vom 24. Februar 2000 â�� B 2 U 8/99 R
und vom 18. Juni 1996 â�� 9 RV 6/94.

Der KlÃ¤ger hat verschiedene Ã¤rztliche Unterlagen (u. a. das Sprach- bzw. Ton-
Audiogramm vom 12. Juni 2000, das Ton-Audiogramm vom 16. November 2002)
vorgelegt.

Der KlÃ¤ger hat erstinstanzlich beantragt,

1. die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 09. September 1999 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12. November 1999 zu verurteilen, dem
KlÃ¤ger DienstbeschÃ¤digtenausgleich nach einem KÃ¶rper- bzw.
Gesundheitsschaden von mindestens 20 v. H. auf seinen Antrag vom 16. Mai 1999
zu zahlen und

2. die Beigeladene zu verurteilen, dem KlÃ¤ger Verletztenrente nach einer
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit von mindestens 20 v. H. auf seinen Antrag vom
16. Mai 1999 zu zahlen.

Die Beklagte ist der Ansicht gewesen, dass die GewÃ¤hrung eines
DienstbeschÃ¤digungsausgleichs nur in Betracht komme, wenn am 31. Dezember
1996 Anspruch auf eine DienstbeschÃ¤digungsrente aus einem
Sonderversorgungssystem bestanden oder deswegen nicht mehr bestanden habe,
weil der Berechtigte vor dem 19. Mai 1990 seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in das
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ohne das Beitrittsgebiet verlegt habe. Der
KlÃ¤ger habe dem Grunde nach keinen Anspruch auf eine
DienstbeschÃ¤digungsteilrente gehabt, da er nach der zum Zeitpunkt seiner
Entlassung aus der KVP geltenden Versorgungsordnung im Falle einer
DienstbeschÃ¤digung nach Â§ 30 dieser Versorgungsordnung keinen Anspruch auf
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eine EntschÃ¤digung aus dem Sonderversorgungssystem erworben gehabt habe,
denn die soziale Betreuung sei danach bei vorzeitig ausgeschiedenen KVP-
AngehÃ¶rigen ausschlieÃ�lich durch die Sozialversicherung erfolgt. Die Soldaten
der NVA seien vor dem 01. Juli 1968 (EinfÃ¼hrung von
DienstbeschÃ¤digungsteilrenten) in der allgemeinen Sozialpflichtversicherung der
DDR unfallversichert gewesen. Mit dem Urteil des BSG vom 23. MÃ¤rz 1999 â�� B 2
U 8/98 R werde klargestellt, dass mit dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik
Deutschland die jeweiligen UnfallversicherungstrÃ¤ger nicht nur fÃ¼r die
Weiterzahlung von Renten an ehemalige Wehrpflichtige der NVA zustÃ¤ndig seien,
sondern abweichend von der bisher geÃ¼bten Praxis in eigener ZustÃ¤ndigkeit
fÃ¼r diesen Personenkreis auch das Vorliegen des Versicherungsfalles
DienstbeschÃ¤digung zu prÃ¼fen hÃ¤tten. Soldaten auf Zeit und Berufssoldaten
der NVA, die vor dem 19. Mai 1990 in die damalige Bundesrepublik Deutschland
Ã¼bergesiedelt seien, hÃ¤tten weder AnsprÃ¼che nach Â§ 89 BVG noch
AnsprÃ¼che nach den Vorschriften des FRG in Verbindung mit der gesetzlichen
Unfallversicherung.

WÃ¤hrend die Beigeladene zunÃ¤chst vorgetragen hatte, eine EntschÃ¤digung
nach dem FRG komme nicht in Betracht, da der KlÃ¤ger als Zeitsoldat nicht zum
Kreis der versicherten Personen gehÃ¶rt habe, hat sie spÃ¤ter die Ansicht
vertreten, fÃ¼r die Beurteilung der Frage, ob Leistungen aus der gesetzlichen
Unfallversicherung zu gewÃ¤hren seien, sei das FRG anzuwenden, denn der KlÃ¤ger
habe bis 1964 seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in die Bundesrepublik Deutschland
verlegt. Allerdings habe er keinen Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen
Unfallversicherung, da er nach bundesdeutschem Recht als Soldat
unfallversicherungsfrei gewesen wÃ¤re (Hinweis auf das Urteil des BSG vom 24.
Februar 2000 â�� B 2 U 8/99 R). MÃ¶glicherweise bestehe jedoch ein Anspruch auf
HÃ¤rteausgleich nach Â§ 89 BVG.

Mit Urteil vom 11. September 2002 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen: Da
die Beklagte den Bescheid vom 09. September 1999 aufgehoben habe, sei
Streitgegenstand nunmehr nur noch der Widerspruchsbescheid vom 12. November
1999. Ein Anspruch gegenÃ¼ber der Beklagten bestehe nicht, denn der KlÃ¤ger
habe keinen Anspruch auf Versorgung bei DienstbeschÃ¤digung nach der
Versorgungsordnung gehabt. Bei einem monatlichen Bruttoeinkommen von weniger
als 600 Mark sei der Verletzte aus der Sozialversicherung zu entschÃ¤digen
gewesen. AuÃ�erdem sei die Sozialversicherung zustÃ¤ndig gewesen, wenn der
VolkspolizeiangehÃ¶rige vor Erreichen der Altersgrenze aus dem Dienst
ausgeschieden sei. Eine EntschÃ¤digung kÃ¶nne der KlÃ¤ger aber auch nicht von
der Beigeladenen erhalten. Es sei bereits fraglich, ob fÃ¼r den KlÃ¤ger infolge
seiner Ausreise nach SÃ¼dafrika das FRG anzuwenden sei. Jedenfalls fehle es fÃ¼r
einen Anspruch auf EntschÃ¤digung nach den Regeln der gesetzlichen
Unfallversicherung an der Feststellung des ursÃ¤chlichen Zusammenhangs
zwischen der Entstehung des DienstbeschÃ¤digungsereignisses mit der
unmittelbaren DienstausÃ¼bung. Nach den Besoldungsunterlagen seien wÃ¤hrend
seiner Dienstzeit lediglich eine Erkrankung im Juni 1955 wegen Angina, von August
bis September 1955 wegen Infektes und von September bis Oktober 1955 wegen
Blutergusses aufgetreten. Die vorliegenden Ã¤rztlichen Berichte kÃ¶nnten keinen
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eindeutigen und zweifelsfreien Nachweis darÃ¼ber geben, dass die beim KlÃ¤ger
vorliegende GesundheitsstÃ¶rung mit der DienstausÃ¼bung im ursÃ¤chlichen
Zusammenhang stehe. Es sei auch nicht ausgeschlossen, dass die eingetretene
HÃ¶rschÃ¤digung durch TÃ¤tigkeiten als Steinsetzlehrling, als Schlosser, im
Bergbau oder auf See verursacht worden sei. Zur weiteren Beweisaufnahme habe
sich die Kammer deswegen nicht gedrÃ¤ngt gefÃ¼hlt. Die Versorgungsverwaltung
sei nicht beizuladen gewesen, denn dem KlÃ¤ger sei unter dem Gesichtspunkt des
HÃ¤rteausgleiches EntschÃ¤digung nicht zu gewÃ¤hren, da er freiwillig seinen
Dienst geleistet habe.

Gegen das seiner ProzessbevollmÃ¤chtigten am 28. November 2002 zugestellte
Urteil richtet sich die am 27. Dezember 2002 eingelegte Berufung des KlÃ¤gers, mit
der er sein Begehren weiterverfolgt. Er hat zusÃ¤tzliche Ã¤rztliche Unterlagen (u. a.
das Sprach- und Ton-Audiogramm vom 01. September 2003 und eine Aufzeichnung
Ã¼ber HÃ¶rschwellenwerte aus Ton-Audiogramm aus den Jahren 1980 bis 2002)
vorgelegt.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt (Oder) vom 11. September 2002 zu Ã¤ndern
und die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 09. September 1999 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12. November 1999 zu verurteilen, dem
KlÃ¤ger DienstbeschÃ¤digungs-ausgleich nach einem KÃ¶rper- bzw.
Gesundheitsschaden von mindestens 20 v. H. auf seinen Antrag vom 16. Mai 1999
zu zahlen,

hilfsweise

die Beigeladene zu verurteilen, dem KlÃ¤ger Verletztenrente nach einer Minderung
der ErwerbsfÃ¤higkeit von mindestens 20 v â�¦HH. H. auf seinen Antrag vom 16.
Mai 1999 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das erstinstanzliche Urteil fÃ¼r zutreffend.

Die Beigeladene stellt keinen Antrag.

Der Senat hat die Empfehlungen des Hauptverbandes der gewerblichen
Berufsgenossenschaften fÃ¼r die Begutachtung der beruflichen
LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit â�� KÃ¶nigsteiner Merkblatt â�� sowie AuszÃ¼ge aus dem
Handbuch fÃ¼r die Bearbeitung von Berufskrankheiten des Hauptverbandes der
gewerblichen Berufsgenossenschaften zu HÃ¶rschÃ¤den und der Sonderschrift 4
der Schriftenreihe der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeitsmedizin â�� Berufskrankheiten im
Gebiet der neuen BundeslÃ¤nder (1945-1990) beigezogen sowie Beweis erhoben
durch das schriftliche SachverstÃ¤ndigengutachten des Arztes fÃ¼r Hals-Nasen-
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Ohren (HNO) Dr. R. vom 08. September 2004 nach Aktenlage.

Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird u. a. auf Blatt 212 bis 217 der
Gerichtsakten verwiesen. Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und
Streitstandes sowie des Vorbringens der Beteiligten wird auf den sonstigen Inhalt
der Gerichtsakten und der beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten, der
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen. Der Widerspruchsbescheid
vom 12. November 1999, Ã¼ber den nach RÃ¼cknahme des Bescheides vom 09.
September 1999 allein noch zu entscheiden ist, ist rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger hat
gegenÃ¼ber der Beklagten keinen Anspruch auf DienstbeschÃ¤digungsausgleich,
denn es bestand bereits dem Grunde nach kein Anspruch auf
DienstbeschÃ¤digungs(teil)rente. Ein Anspruch auf Verletztenrente aus der
Unfallversicherung steht dem KlÃ¤ger ebenfalls nicht zu, denn es lÃ¤sst sich nicht
feststellen, dass infolge von Einwirkungen wÃ¤hrend seiner Dienstzeit bei der KVP
eine HÃ¶rschÃ¤digung eingetreten ist.

Wie bereits das Sozialgericht zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, ist eine Beiladung
desjenigen Bundeslandes, dessen BehÃ¶rde das BVG auszufÃ¼hren hat, nicht
erforderlich, denn AnsprÃ¼che nach dem BVG kommen unter keinem denkbaren
rechtlichen Gesichtspunkt in Betracht.

Nach Â§ 82 Abs. 2 BVG kann Versorgung nach diesem Gesetz auch an Vertriebene
im Sinne des Â§ 1 Bundesvertriebenengesetz (BVFG), die deutsche oder deutsche
VolkszugehÃ¶rige sind, gewÃ¤hrt werden, wenn sie nach dem 08. Mai 1945 in
ErfÃ¼llung ihrer gesetzlichen Wehrpflicht nach den im Vertreibungsgebiet
geltenden Vorschriften eine SchÃ¤digung im Sinne des Â§ 1 Abs. 1 BVG erlitten
haben; das gilt nicht, wenn sie aus derselben Ursache einen Anspruch auf
Versorgung gegen das Land, das die Dienstpflicht gefordert hat, haben und diesen
Anspruch verwirklichen kÃ¶nnen. Â§ 82 Abs. 2 Satz 1 BVG gilt auch fÃ¼r
SpÃ¤taussiedler im Sinne des Â§ 4 BVFG.

Diese Voraussetzung ist deswegen nicht erfÃ¼llt, weil der KlÃ¤ger keine gesetzliche
Wehrpflicht leistete. Die Wehrpflicht wurde im Beitrittsgebiet erst am 25. Januar
1962, dem Tag der VerkÃ¼ndung des Gesetzes Ã¼ber die allgemeine Wehrpflicht
(Wehrpflichtgesetz) vom 24. Januar 1962 (GBl DDR I 1962, 2) â�� WPG â��
eingefÃ¼hrt (Â§ 1 Abs. 1, Â§ 35 WPG).

Nach Â§ 89 Abs. 1 BVG kann zwar mit Zustimmung des Bundesministeriums fÃ¼r
Arbeit und Sozialordnung ein Ausgleich gewÃ¤hrt werden, sofern sich in einzelnen
FÃ¤llen aus den Vorschriften des BVG besondere HÃ¤rten ergeben. Ein
HÃ¤rteausgleich ist jedoch nur dann zu gewÃ¤hren, wenn sich wegen der
UmstÃ¤nde des Einzelfalles, die der Gesetzgeber nicht vorhergesehen hat, die
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Gesetzesanwendung in einer dem Zweck der begehrten aber abgelehnten
Versorgung widersprechenden Weise auswirkt und dies besonders unbillig ist. Der
Ausschluss der Versorgung wegen der gesundheitlichen Folgen eines im freiwilligen
Wehrdienst erlittenen Unfalls stellt jedoch keine besondere HÃ¤rte dar, die sich im
Einzelfall aus der Anwendung des Â§ 82 Abs. 2 BVG ergibt. Der Ausschluss beruht
vielmehr darauf, dass das BVG planmÃ¤Ã�ig nur den Verletzten entschÃ¤digen will,
dem der Wehrdienst im Vertreibungsgebiet als gesetzlich begrÃ¼ndete Pflicht
abgefordert worden ist. Dem kann auch ein ohne gesetzliche Dienstpflicht durch
gesellschaftlichen Druck oder mittelbaren Zwang abverlangter Dienst nicht
gleichgestellt werden (BSG, Urteil vom 18. Juni 1996 â�� 9 RV 6/94, abgedruckt in 
SozR 3-5050 Â§ 5 Nr. 2 und BSGE 78, 265).

Ein HÃ¤rteausgleich kommt fÃ¼r den KlÃ¤ger somit ebenfalls deswegen nicht in
Betracht, weil er seinen Dienst bei der KVP nicht aufgrund einer gesetzlichen
Verpflichtung leistete.

Mithin hat auch der Senat von einer Beiladung abgesehen.

GegenÃ¼ber der Beklagten hat der KlÃ¤ger keinen Anspruch, denn es fehlt bereits
an einer Rechtsgrundlage, die solches vorsieht.

Die Vorschriften der Versorgungsordnung der NVA oder des MdI kÃ¶nnen
unmittelbar nicht herangezogen werden, denn nach Anlage II zum Einigungsvertrag
(EV) Kap. VIII, Sachgebiet H, Abschnitt III, Nr. 9 Buchstabe e Satz 1 sind die in den
Versorgungssystemen enthaltenen Regelungen Ã¼ber Versorgungsleistungen
aufgrund vorzeitiger Entlassung bei Erreichen besonderer Altersgrenzen oder
bestimmter Dienstzeiten (erweiterte Versorgung, Ã�bergangsrente oder
vergleichbare Leistungen) am 31. Dezember 1990 auÃ�er Kraft getreten.

An deren Stelle ist, soweit es um â�� jetzt erstmals geltend gemachte â�� erlittene
DienstbeschÃ¤digungen geht, das Gesetz Ã¼ber einen Ausgleich fÃ¼r
DienstbeschÃ¤digungen im Beitrittsgebiet (DBAusglG) getreten. Â§ 1 DBAusglG
bestimmt: Anspruch auf einen DienstbeschÃ¤digungsausgleich haben vom 01.
Januar 1997 an Personen, die am 31. Dezember 1996

1. AnsprÃ¼che auf DienstbeschÃ¤digungsvoll- oder -teilrenten
(DienstbeschÃ¤digungsrenten) aus einem der Sonderversorgungssysteme nach
Anlage 2 Nrn. 1 bis 3 des Anspruchs- und AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetzes
(AAÃ�G) nach dem bis zum 31. Dezember 1996 geltenden Recht hatten oder
aufgrund der Regelungen nach dem AAÃ�G oder nach den
Sonderversorgungssystemen wegen des Zusammentreffens mit anderen Leistungen
oder wegen der Ã�berfÃ¼hrung in die gesetzliche Rentenversicherung nicht mehr
hatten,

2. AnsprÃ¼che im Sinne der Nr. 1 nach dem bis zum 31. Dezember 1996 geltenden
Recht nicht mehr hatten, weil sie vor dem 19. Mai 1990 ihren gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt in das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ohne das Beitrittsgebiet
verlegt haben.
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Wurde am 31. Dezember 1996 eine DienstbeschÃ¤digungsrente nicht gezahlt, wird
der DienstbeschÃ¤digungsausgleich auf Antrag gezahlt.

Der KlÃ¤ger hatte dem Grunde nach keinen Anspruch auf eine
DienstbeschÃ¤digungsvoll- oder -teilrente aus einem Sonderversorgungssystem.

MaÃ�gebend ist insoweit die Versorgungsordnung des Ministeriums des Innern vom
01. Juli 1954 (VSO-MdI), die nach ihrer Einleitung GÃ¼ltigkeit u. a. fÃ¼r lÃ¤nger
dienende UnterfÃ¼hrer der Kasernierten Volkspolizei hatte. Nach Â§ 1 VSO-MdI
standen fÃ¼r die Dauer der DienstunfÃ¤higkeit Sach- und Geldleistungen den VP-
AngehÃ¶rigen zu, die wÃ¤hrend ihrer Dienstzeit erkrankten. Bei Erreichen der
Altersgrenze, bei Krankheit, die zur InvaliditÃ¤t fÃ¼hrte, bei
DienstbeschÃ¤digungen infolge Unfalls im Dienst oder Krankheit als Folge der
DienstausÃ¼bung, durch die VP-AngehÃ¶rige dienstunfÃ¤hig geworden waren,
wurde FÃ¼rsorge und Versorgung (Rente) nach den in der Versorgungsordnung
festgelegten Bedingungen gewÃ¤hrt. DienstbeschÃ¤digungen waren KÃ¶rper- und
GesundheitsschÃ¤den, die durch einen mit dem Dienst in Verbindung stehenden
Unfall oder als Folge der DienstausÃ¼bung eingetreten oder verschlimmert worden
waren (Â§ 13 Abs. 1 VSO-MdI). Hatte die DienstbeschÃ¤digung die volle
Dienstuntauglichkeit zur Folge, erhielt der DienstbeschÃ¤digte eine Unfallrente
nach den SÃ¤tzen des Â§ 24 VSO-MdI (Â§ 17 VSO-MdI). Bei einer
DienstbeschÃ¤digung, die einen teilweisen Verlust der ErwerbsfÃ¤higkeit zur Folge
hatte und der BeschÃ¤digte weiter im Dienst der VP verblieb, konnte Unfallteilrente
gezahlt werden (Â§ 18 Abs. 1 VSO-MdI). Voraussetzung zur Zahlung der
Unfallteilrente war, dass eine VerÃ¤nderung in der Dienststellung, die sich aus der
BeschÃ¤digung ergeben hatte, eintrat (Â§ 18 Abs. 2 VSO-MdI). Trat keine
VerÃ¤nderung in der HÃ¶he der DienststellenbezÃ¼ge ein oder wurden im Verlauf
der weiteren DienstausÃ¼bung wieder DienststellungsbezÃ¼ge gezahlt, die in ihrer
HÃ¶he den vor Eintritt des Dienstunfalls gewÃ¤hrten DienststellungsbezÃ¼gen
entsprachen, so erlosch die Zahlung der Unfallteilrente (Â§ 18 Abs. 4 VSO-MdI).

Die genannten Voraussetzungen der Â§Â§ 17 und 18 VSO-MdI waren beim KlÃ¤ger
nicht erfÃ¼llt. Wegen der behaupteten DienstbeschÃ¤digung musste der KlÃ¤ger
weder infolge voller Dienstuntauglichkeit aus dem Dienst der KVP ausscheiden,
noch trat deswegen eine VerÃ¤nderung in der Dienststellung oder in der HÃ¶he der
DienststellungsbezÃ¼ge ein. Nach der vorliegenden Besoldungskarte erhÃ¶hten
sich vielmehr die DienstbezÃ¼ge. DienstunfÃ¤higkeit lag danach lediglich wegen
Angina (21. bis 25. Juni 1955), eines Blutergusses (28. September bis 16. Oktober
1955) und eines fiebrigen Infektes (30. August bis 03. September 1955) vor.

Im Ã�brigen bestimmte Â§ 30 VSO-MdI, dass fÃ¼r VP-AngehÃ¶rige, die vor
Erreichen der Altersgrenze â�� aus in RentenfÃ¤llen â�� aus dem Dienst der VP
ausschieden, die soziale Betreuung durch die Sozialversicherung erfolgte.

Der KlÃ¤ger war danach bei seinem Ausscheiden aus dem Dienst der KVP am 30.
November 1955 in der allgemeinen Sozialpflichtversicherung unfallversichert, denn
die Voraussetzungen der Â§Â§ 17 und 18 VSO-MdI lagen nicht vor und sein
Ausscheiden erfolgte vor Erreichen der Altersgrenze nach Â§ 21 VSO-MdI (vgl. dazu
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auch Urteil des BSG vom 18. Juni 1996 â�� 9 RV 6/94, wonach â�� freiwillige
dienende â�� Soldaten der NVA bei einem im Jahre 1960 erlittenen Unfall bei der
allgemeinen Sozialpflichtversicherung unfallversichert gewesen sind und
DienstbeschÃ¤digungen von Soldaten erst ab 01. Juli 1968 aus dem bereits zum 01.
Juli 1957 eingefÃ¼hrten Sonderversorgungssystem der NVA entschÃ¤digt wurden).

Der KlÃ¤ger hat auch keinen Anspruch gegen die Beigeladene auf Zahlung einer
Rente aus der gesetzlichen Unfallversicherung zur EntschÃ¤digung eines
Arbeitsunfalls bzw. einer Berufskrankheit.

Nach Â§ 547 Reichsversicherungsordnung (RVO) gewÃ¤hrt der TrÃ¤ger der
Unfallversicherung nach Eintritt des Arbeitsunfalls, als solcher gilt auch eine
Berufskrankheit (Â§ 551 Abs. 1 Satz 1 RVO), nach MaÃ�gabe der dortigen
Vorschriften der RVO, insbesondere Verletztenrente. Der Verletzte erhÃ¤lt eine
Rente, wenn die zu entschÃ¤digende Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit Ã¼ber die
13. Woche nach dem Arbeitsunfall hinaus andauert (Â§ 580 Abs. 1 RVO). Als
Verletztenrente werden, solange infolge des Arbeitsunfalls die ErwerbsfÃ¤higkeit
des Versicherten um mindestens ein FÃ¼nftel gemindert ist, mindestens der Teil
der Vollrente gewÃ¤hrt, der dem Grad der Minderung seiner ErwerbsfÃ¤higkeit
entspricht (Â§ 581 Abs. 1 Nr. 2 RVO).

Die Vorschriften des Sozialgesetzbuchs Siebtes Buch (SGB VII) Ã¼ber die
gesetzliche Unfallversicherung sind nicht anzuwenden. Dies folgt aus Â§ 212 SGB VII
. Danach gelten die Vorschriften des Ersten bis Neunten Kapitels des SGB VII (nur)
fÃ¼r VersicherungsfÃ¤lle, die nach dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes (am 01.
Januar 1997: Art. 36 Unfallversicherungs-Einordnungsgesetz vom 07. August 1996, 
BGBl I 1996, 1254) eintreten, soweit in den folgenden Vorschriften nicht etwas
anderes bestimmt ist.

Der KlÃ¤ger macht einen vor dem 01. Januar 1997 eingetretenen Versicherungsfall
(Arbeitsunfall bzw. Berufskrankheit, Â§ 7 Abs. 1 SGB VII) geltend. Damit finden
weiterhin die Regelungen der RVO Anwendung. Â§ 214 Abs. 1 Satz 1 SGB VII ordnet
lediglich an, dass die Vorschriften des Ersten und FÃ¼nften Abschnitts des Dritten
Kapitels auch fÃ¼r VersicherungsfÃ¤lle gelten, die vor dem Tag des In-Kraft-Tretens
dieses Gesetzes eingetreten sind. Dazu gehÃ¶rt Â§ 56 Abs. 1 Satz 1 SGB VII,
wonach Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit infolge eines Versicherungsfalls
Ã¼ber die 26. Woche nach dem Versicherungsfall hinaus um wenigstens 20 v. H.
gemindert ist, Anspruch auf eine Rente haben, nicht, denn diese Vorschrift ist Teil
des Zweiten Abschnitts des Dritten Kapitels des SGB VII.

Auch Â§ 215 Abs. 6 SGB VII trifft keine abweichende Regelung. Danach ist zwar
fÃ¼r die Feststellung und Zahlung von Renten bei VersicherungsfÃ¤llen, die vor
dem 01. Januar 1992 eingetreten sind, Â§ 1154 RVO in der am Tag vor In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes geltenden Fassung weiter anzuwenden mit der MaÃ�gabe,
dass an die Stelle der dort genannten Vorschriften der RVO u. a. Â§ 56 SGB VII tritt. 
Â§ 1154 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 RVO bestimmt: FÃ¼r ArbeitsunfÃ¤lle, die vor dem 01.
Januar 1992 eingetreten sind, ist fÃ¼r die Bemessung des KÃ¶rperschadens Â§ 581
RVO anzuwenden, wenn Renten nach dem 31. Dezember 1991 erstmals festgestellt
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werden. Damit wird die Anwendbarkeit des Â§ 56 SGB VII jedoch lediglich
hinsichtlich der Bemessung des KÃ¶rperschadens angeordnet, wÃ¤hrend es im
Ã�brigen, also hinsichtlich der Anspruchsvoraussetzungen bei den o. g. Vorschriften
der RVO verbleibt.

DarÃ¼ber hinaus sieht Â§ 215 Abs. 1 SGB VII vor, dass fÃ¼r die Ã�bernahme der
vor dem 01. Januar 1992 eingetretenen UnfÃ¤lle und Krankheiten als
ArbeitsunfÃ¤lle und Berufskrankheiten nach dem Recht der gesetzlichen
Unfallversicherung Â§ 1150 Abs. 2 und 3 RVO in der am Tag vor In-Kraft-Treten
dieses Gesetzes geltenden Fassung weiter anzuwenden ist. Diese Regelung betrifft
auch den KlÃ¤ger, denn nach seinem Vorbringen ist das schÃ¤digende Ereignis vor
dem 01. Januar 1992 eingetreten.

Nach Â§ 1150 Abs. 2 RVO gelten UnfÃ¤lle und Krankheiten, die vor dem 01. Januar
1992 eingetreten sind und die nach dem im Beitrittsgebiet geltenden Recht
ArbeitsunfÃ¤lle und Berufskrankheiten der Sozialversicherung waren, als
ArbeitsunfÃ¤lle und Berufskrankheiten im Sinne des Dritten Buches RVO
(gesetzliche Unfallversicherung). Dies gilt nicht fÃ¼r UnfÃ¤lle und Krankheiten,

1. die einem ab 01. Januar 1991 fÃ¼r das Beitrittsgebiet zustÃ¤ndigen TrÃ¤ger der
Unfallversicherung erst nach dem 31. Dezember 1993 bekannt werden und die nach
dem Dritten Buch nicht zu entschÃ¤digen wÃ¤ren,

2. die mit Wirkung fÃ¼r die Zeit vor dem 01. Januar 1992 als ArbeitsunfÃ¤lle oder
Berufskrankheiten nach dem FRG anerkannt worden sind, es sei denn, der Verletzte
hat seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt vor dem 01. Januar 1992 in das Beitrittsgebiet
verlegt.

Die Vorschriften des FRG sind daher vorliegend nicht (mehr) anzuwenden.

Nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 FRG wird nach den fÃ¼r die gesetzliche Unfallversicherung
maÃ�gebenden bundesrechtlichen Vorschriften auch ein auÃ�erhalb des Gebiets
der Bundesrepublik Deutschland eingetretener Arbeitsunfall entschÃ¤digt, wenn der
Verletzte im Zeitpunkt des Unfalls bei einem deutschen TrÃ¤ger der gesetzlichen
Unfallversicherung versichert war. FÃ¼r Voraussetzungen, Art, Dauer und HÃ¶he
der Leistungen gelten die Vorschriften der gesetzlichen Unfallversicherung, die
anzuwenden wÃ¤ren, wenn sich der Unfall an dem Ort ereignet hÃ¤tte, an dem der
zustÃ¤ndige TrÃ¤ger der Unfallversicherung (Â§ 9 FRG) am 01. Januar 1992 seinen
Sitz hat (Â§ 7 FRG). UnfÃ¤lle, gegen die der Verletzte an dem fÃ¼r das
anzuwendende Recht maÃ�geblichen Ort (Â§ 7 FRG) nicht versichert gewesen
wÃ¤re, gelten nicht als ArbeitsunfÃ¤lle im Sinne des Â§ 5 Abs. 1 FRG, es sei denn,
der Verletzte hÃ¤tte sich an diesem Ort gegen UnfÃ¤lle dieser Art freiwillig
versichern kÃ¶nnen (Â§ 5 Abs. 2 FRG). Nach Â§ 5 Abs. 3 Satz 1 FRG sind Â§ 5 Abs. 1
und 2 FRG auf Berufskrankheiten entsprechend anzuwenden.

Von Â§ 5 Abs. 2 FRG, der eine EntschÃ¤digung nach den Regeln der gesetzlichen
Unfallversicherung ausschlieÃ�t, wird der KlÃ¤ger nicht erfasst. HÃ¤tte sich der
Unfall bzw. die Berufskrankheit in der Bundesrepublik Deutschland ereignet, so
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wÃ¤re die geltend gemachte gesundheitliche SchÃ¤digung bei Nachweis der
vorgetragenen Tatsachen zwar eine WehrdienstbeschÃ¤digung im Sinne des Â§ 81
Soldatenversorgungsgesetz (SVG) gewesen, fÃ¼r die nach Â§ 80 SVG Versorgung in
entsprechender Anwendung der Vorschriften des BVG gewÃ¤hrt wird. Die
GewÃ¤hrleistung von Versorgung hÃ¤tte zur Versicherungsfreiheit in der
gesetzlichen Unfallversicherung gefÃ¼hrt, ohne dass der KlÃ¤ger sich als Soldat
gegen UnfÃ¤lle dieser Art freiwillig hÃ¤tte versichern kÃ¶nnen. Daher sind
ehemalige Soldaten der NVA, die in ErfÃ¼llung der gesetzlichen Wehrpflicht eine
gesundheitliche SchÃ¤digung erlitten haben, von einer Eingliederung in das Arbeits-
und SozialgefÃ¼ge der Bundesrepublik Deutschland nach dem FRG wegen Â§ 5
Abs. 2 FRG ausgeschlossen. Dies betrifft jedoch nicht solche Soldaten, die einen
freiwilligen Wehrdienst leisteten (BSG, Urteil vom 24. Februar 2000 â�� B 2 U 8/99 R
und BSG, Urteil vom 18. Juni 1996 â�� 9 RV 6/94). Â§ 5 Abs. 2 FRG bedarf insoweit
einer einschrÃ¤nkenden Auslegung. Ansonsten wÃ¼rde nicht nur der Unfallort in
das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland verlegt und gefragt, ob der Verletzte
nach dem hier geltenden Recht wegen des Unfalls versichert gewesen wÃ¤re.
DarÃ¼ber hinaus wÃ¼rde aus dem Soldaten der NVA ein Soldat der Bundeswehr.
Eine solche Ã�nderung des Sachverhaltes, die NVA-Soldaten generell von einer
Eingliederung ausschlÃ¶sse, lÃ¤sst das FRG jedoch nicht zu. Dies gilt insbesondere
deswegen, weil freiwillig Dienstleistende nach den obigen AusfÃ¼hrungen in der
allgemeinen Sozialpflichtversicherung der DDR unfallversichert waren, sofern nicht
ausnahmsweise beim Ausscheiden aus dem Dienst eine Rentenleistung aus einem
Sonderversorgungssystem (hier der VSO-MdI) geleistet wurde (BSG, Urteil vom 18.
Juni 1996 â�� 9 RV 6/94).

Mit Art. 24 Â§ 1 Abs. 2 Gesetz zu dem Vertrag vom 18. Mai 1990 Ã¼ber die
Schaffung einer WÃ¤hrungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik vom 25.
Juni 1990 (BGBl II 1990, 518) â�� StVtrG wÃ¼rde allerdings der Anwendungsbereich
des FRG bereits eingeschrÃ¤nkt. Danach ist das FRG auf ArbeitsunfÃ¤lle, die bis
zum 18. Mai 1990 im ZustÃ¤ndigkeitsbereich eines TrÃ¤gers der gesetzlichen
Unfallversicherung im Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik
einschlieÃ�lich Berlin (Ost) eingetreten sind, nicht anzuwenden, wenn am 18. Mai
1990 ein gewÃ¶hnlicher Aufenthalt auÃ�erhalb des Geltungsbereichs dieses
Gesetzes vorgelegen hat. Satz 1 gilt nicht, wenn am 18. Mai 1990 ein
gewÃ¶hnlicher Aufenthalt im Ausland vorlag und unmittelbar vor Beginn des
Auslandsaufenthalts ein gewÃ¶hnlicher Aufenthalt im Geltungsbereich dieses
Gesetzes vorhanden war; Â§ 12 Abs. 1 FRG (wonach die Rente, die fÃ¼r einen
Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit nach Â§ 5 FRG zu gewÃ¤hren ist, ruht,
solange sich der Berechtigte auÃ�erhalb der Bundesrepublik Deutschland
gewÃ¶hnlich aufhÃ¤lt), bleibt unberÃ¼hrt.

Der KlÃ¤ger wurde allerdings von Art. 24 Â§ 1 Abs. 2 StVtrG nicht berÃ¼hrt, denn
vor seiner Auswanderung in die Schweiz bzw. nach SÃ¼dafrika hatte er einen
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ohne das
Beitrittsgebiet.

Durch das am 01. Januar 1992 in Kraft getretene RentenÃ¼berleitungsgesetz
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(RÃ�G), mit dem Â§ 1150 Abs. 2 in die RVO eingefÃ¼gt wurde, erfolgte jedoch eine
grundsÃ¤tzliche Neuregelung der Konkurrenz von AnsprÃ¼chen nach dem FRG mit
AnsprÃ¼chen nach dem Unfallversicherungsrecht der DDR. Danach sind die
Vorschriften des FRG fÃ¼r den ehemals berechtigten Personenkreis der
Ã�bersiedler aus der DDR nicht mehr anzuwenden, denn Â§ 1150 Abs. 2 Satz 1 RVO
fingiert die UnfÃ¤lle und Krankheiten, die vor dem 01. Januar 1992 eingetreten sind
und die nach dem im Beitrittsgebiet geltenden Recht ArbeitsunfÃ¤lle und
Berufskrankheiten der Sozialversicherung waren (unmittelbar) als ArbeitsunfÃ¤lle
und Berufskrankheiten im Sinne der RVO. Damit ist auch eine ergÃ¤nzende
Heranziehung der Regelungen des FRG ausgeschlossen. Lediglich
Ã¼bergangsweise ist das FRG nach Â§ 1150 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 RVO noch auf
UnfÃ¤lle und Krankheiten anzuwenden, die mit Wirkung fÃ¼r die Zeit vor dem 01.
Januar 1992 als ArbeitsunfÃ¤lle oder Berufskrankheiten nach dem FRG anerkannt
worden sind, es sei denn, der Verletzte hat seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt vor
dem 01. Januar 1992 in das Beitrittsgebiet verlegt. Diese Vorschrift ist dahingehend
auszulegen, dass es nicht auf den Entscheidungserfolg (also auf den einen Anspruch
auf EntschÃ¤digung nach Â§ 5 Abs. 1 FRG gewÃ¤hrenden Verwaltungsakt), sondern
auf das rechtzeitige In-Gang-Setzen des auf Eingliederung gerichteten Verfahrens
durch einen Antrag vor dem Stichtag des 01. Januar 1992 ankommt (BSG, Urteil
vom 16. April 2002 â�� B 9 V 7/01 R, abgedruckt in SozR 3-3100 Â§ 89 Nr. 9; BSG,
Urteil vom 24. Februar 2000 â�� B 2 U 8/99 R, abgedruckt in SozR 3-2200 Â§ 1150
Nr. 3; BSG, Urteil vom 11. September 2001 â�� B 2 U 41/00 R, abgedruckt in SozR
3-2200 Â§ 1150 Nr. 5; BSG, Urteil vom 18. Juni 1996 â�� 9 RV 6/94).

Der KlÃ¤ger hat zwar vor dem 01. Januar 1992 seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt
nicht in das Beitrittsgebiet verlegt. Er stellte jedoch vor diesem Zeitpunkt auch
keinen Antrag auf Leistungen wegen eines eingetretenen Arbeitsunfalls bzw. einer
Berufskrankheit. Solche Leistungen beantragte er vielmehr erstmals im Mai 1999.
Damit ist die Anwendung des FRG jedoch ausgeschlossen.

Nach dem Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. R. liegt eine Berufskrankheit nach 
Â§ 1150 Abs. 2 Satz 1 RVO nicht vor. Ein Arbeitsunfall kommt ohnehin nicht in
Betracht. Nach Â§ 220 Abs. 1 Arbeitsgesetzbuch der Deutschen Demokratischen
Republik vom 16. Juni 1977 (GBl DDR I 1977, 185) â�� AGB â�� ist ein Arbeitsunfall
die Verletzung eines WerktÃ¤tigen im Zusammenhang mit dem Arbeitsprozess. Die
Verletzung muss durch ein plÃ¶tzliches, von auÃ�en einwirkendes Ereignis
hervorgerufen worden sein. Ein solches Ereignis ist nach dem Vortrag des KlÃ¤gers
ausgeschlossen, denn er fÃ¼hrt seine SchÃ¤digung auf ein stÃ¤ndiges
Ausgesetztsein gegenÃ¼ber LÃ¤rm und nicht auf ein einmaliges Ereignis zurÃ¼ck.

Ein solcher Sachverhalt kann jedoch den Tatbestand einer Berufskrankheit
erfÃ¼llen. Nach Â§ 221 AGB ist eine Berufserkrankung eine Erkrankung, die durch
arbeitsbedingte EinflÃ¼sse bei der AusÃ¼bung bestimmter beruflicher TÃ¤tigkeiten
bzw. Arbeitsaufgaben hervorgerufen wird und die in der "Liste der
Berufskrankheiten" genannt ist. Einzelheiten werden in Rechtsvorschriften
festgelegt.

Nach Â§ 220 Abs. 4 AGB gelten als Folge eines Arbeitsunfalls bzw. einer
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Berufskrankheit auch durch AusÃ¼bung des Dienstes bei den bewaffneten Organen
bzw. der Zollverwaltung der Deutschen Demokratischen Republik erlittene KÃ¶rper-
und GesundheitsschÃ¤den. Diese Vorschrift knÃ¼pft mithin am bereits o. g. Â§ 30
Abs. 1 VSO-MdI an (vgl. auch BSG, Urteil vom 23. MÃ¤rz 1999 â�� B 2 U 8/98 R,
abgedruckt in SozR 3-8100 Art. 19 Nr. 5 und BSGE 84, 22).

Nach Â§ 1 DurchfÃ¼hrungsverordnung zum Befehl Nr. 28 des Obersten Chefs der
SMAD vom 28. Januar 1947 Ã¼ber Berufskrankheiten (Zentralverordnungsblatt
1948, 62) in der Fassung der Verordnung zur Ã�nderung der
DurchfÃ¼hrungsverordnung zu den Vorschriften Ã¼ber Berufskrankheiten vom 27.
April 1950 (GBl DDR 1950, 389) sind Berufskrankheiten im Sinne der Verordnung
Ã¼ber die Sozialpflichtversicherung die Krankheiten in Spalte II der Anlage I, wenn
sie durch berufliche BeschÃ¤ftigung in einem in Spalte III der Anlage neben der
Krankheit bezeichneten Unternehmen durch entsprechende TÃ¤tigkeit und
Einrichtungen verursacht sind. Als Beginn einer Berufskrankheit gilt der Zeitpunkt,
an dem objektiv HeilbehandlungsbedÃ¼rftigkeit vorlag oder ErwerbsunfÃ¤higkeit
eintrat (Â§ 2 dieser DurchfÃ¼hrungsverordnung). In Anlage I Nr. 34 wird als
Berufskrankheit genannt: Durch LÃ¤rm verursachte Taubheit oder an Taubheit
grenzende SchwerhÃ¶rigkeit (Otitis interna).

Nach Â§ 1 Satz 1 Verordnung Ã¼ber Melde- und EntschÃ¤digungspflicht bei
Berufskrankheiten vom 14. November 1957 (GBl DDR I 1958, 1) sind
Berufskrankheiten im Sinne dieser Verordnung die in der Anlage (Spalte II)
festgelegten Krankheiten, wenn sie durch berufliche BeschÃ¤ftigung in einem in der
Anlage (Spalte III) bezeichneten Betrieb oder wenn sie durch eine in der Anlage
(Spalte III) bezeichnete berufliche TÃ¤tigkeit verursacht worden sind. Als Beginn
einer Berufskrankheit gilt der Zeitpunkt, an dem aufgrund des Ã¤rztlichen Befundes
objektiv HeilbehandlungsbedÃ¼rftigkeit vorlag oder Arbeitsplatzwechsel
erforderlich wurde oder nachweisbare Erwerbsminderung als Folge der
Berufskrankheit eingetreten ist (Â§ 2 dieser Verordnung). In der Anlage wird unter
Nr. 33 genannt: Durch LÃ¤rm verursachte SchwerhÃ¶rigkeit mit sozialer Bedeutung.
Eine durch LÃ¤rm verursachte SchwerhÃ¶rigkeit mit sozialer Bedeutung liegt vor,
wenn nachweislich eine durch BerufslÃ¤rm erzeugte HÃ¶rschÃ¤digung eingetreten
ist, die zu VerstÃ¤ndigungsschwierigkeiten im Umgang mit mehreren Personen
fÃ¼hrt.

Erstellt am: 18.04.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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